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Zusammenfassung 

Durch teils unabhängige, teils verbundene Initiativen und Verlautbarungen zur kommu-

nalen Gesundheitsförderung wurde durch die Akteure der Gesundheitsförderung und 

Prävention in Baden-Württemberg angeregt, Kommunen als Sozialraum für verhaltens- 

und verhältnisorientierte Initiativen und Programme zu nutzen und noch stärker als bis-

her verhältnisorientierte Initiativen und Programme der Gesundheitsförderung auf der 

kommunalen Ebene zu etablieren.  

Vor dem Hintergrund großer gesellschaftlicher Transformationsprozesse (Klimawandel, 

Digitalisierung, Demografische Entwicklung, Urbanisierung etc.) und der mit SARS-Cov-

2 einhergehenden Beobachtung, dass gesellschaftliche Normalität immer auch fragil ist 

und Abwehrmaßnahmen gegen Bedrohungen nur dann greifen, wenn sie in solidari-

schem Handeln von allen gesellschaftlichen Akteuren mitgetragen werden, regt die Stif-

tung für gesundheitliche Prävention Baden-Württemberg an – stärker als bislang – eine 

integrierte und partizipative Strategie der kommunalen Gesundheitsförderung zu verfol-

gen. Die Stiftung will mit dem vorliegenden Papier eine Debatte zu einer kommunalen 

Gesundheitsförderung anstoßen, die mit den Ansätzen der WHO Health in all policies, 

Whole of society und Whole of government approach korrespondiert.  

Ergänzend zu den Maßnahmen und Projekten der Gesundheitsförderung und Präven-

tion in der Kommune wird im Diskussionspapier die Gesundheitsförderung mit der Kom-

mune betont. Das strategische Ziel ist hier, die Gesunde Kommune als soziale Gemein-

schaft zu entwickeln, in der Bewohner*innen gesund leben und sich wohlfühlen. Damit 

das Ziel erreicht wird, müssen die kommunalen Akteure*innen befähigt werden, Gesund-

heit, Wohlbefinden und Lebensqualität gemeinsam mit den Personen der Zielgruppe, 

denen die Maßnahmen gelten, zu fördern.  

Wir regen an, dass Politik und Verwaltung mit zivilgesellschaftlichen Akteuren und Or-

ganisationen unter Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger das Ziel der Gesunden Kom-

mune integriert und partizipativ entwickeln. Werden gesundheitliche Belange der Bevöl-

kerung – meist mit einem Blick auf Defizite und Vulnerabilitäten, statt auf Ressourcen 

und Resilienz – an nur ein kommunales Ressort (meistens an das Sozialressort) verwie-

sen, wird kommunales Handeln den komplexen gesellschaftlichen Transformationen 

nicht gerecht. Der Erhalt und die Förderung der Gesundheit gehören vielmehr als wich-

tige strategische Option und nachhaltige Querschnittsaufgabe auf die Agenda der kom-

munalen Entscheidungsträger.  

Wir sehen in der kommunalen Gesundheitsförderung mit der Kommune einen Treiber 

einer nachhaltigen lokalen Entwicklung. 
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1 Was motiviert uns zu diesem Papier? 

Die Stiftung für gesundheitliche Prävention Baden-Württemberg will mit dem vorliegenden Pa-

pier administrativ und politisch Verantwortliche kommunaler Gebietskörperschaften (Land und 

Stadtkreise, Stadtquartiere, Gemeinden) zu einem Dialog einladen.  

Die Stiftung schlägt einen integrierten, partizipativen Zugang der kommunalen Prävention und 

Gesundheitsförderung mit der Kommune vor. Sie regt mit dem vorliegenden Papier an, dass 

Verwaltung, politische Gremien und Zivilgesellschaft die Gesunde Kommune als strategisches 

Management-Ziel definieren. Die kommunalen Akteure*innen sollten Programme und Maß-

nahmen nicht nur als zeitlich befristetes Projekt umsetzen, sondern gemeinsam Strukturen 

schaffen, um die Gesunde Kommune nachhaltig zu sichern.  

Im Kern des Diskussionspapiers regt die Stiftung also an, Gesundheit als zentrales 

Politikfeld auf die Agenda des kommunalen Entscheidens und Handelns zu setzen, sie 

zugleich als Querschnittsaufgabe aller Ressorts zu definieren und das Ziel Gesunde 

Kommune in einem partizipativen und integrierten Vorgehen zu verfolgen.  

Die Stiftung will Wissen zur Förderung der Gesundheit stiften. Gesundheit ist für die Stiftung 

ein zentrales Öffentliches Gut. Als solches ist Gesundheit zum einen eigenständiges strategi-

sches Ziel des kommunalen Handelns und zum anderen ein Querschnittsthema, das weitere 

kommunale Politikfelder (z.B. Bildung, Finanzen, Verkehr, Wirtschaft, Pflege, Soziales, Stadt-

/Ortsentwicklung) berührt.  

Mit der Schwerpunktsetzung des vorliegenden Papiers schließt die Stiftung an vorhan-

dene Verlautbarungen, Ansätze und Initiativen des Landes zur kommunalen Präven-

tion und Gesundheitsförderung an. Der Inhalt des Papiers geht zugleich darüber hin-

aus, indem angeregt wird, den gesetzlichen Auftrag der kommunalen Daseinsvorsorge 

strategisch zu erweitern.  

Eine solche Perspektive wird – nach unserem Dafürhalten – „vor Ort“ noch zu selten „gelebt“. 

Kommunales Handeln scheint im Wesentlichen auf die Versorgung und auf Hilfeleistung aus-

gerichtet zu sein. Das kommunale Handeln richtet sich meist auf den Erhalt und die Wieder-

herstellung der Gesundheit. Projekte und konkrete Maßnahmen adressieren demzufolge die 

Versorgung, die Pflege und – so die Maßnahmen präventiv orientiert sind – auf die Reduktion 

verhaltensassoziierter gesundheitlicher Risiken. Eingegriffen wird – um ein Bild zu bemühen – 

„flussabwärts“, um „Ertrinkende“ zu retten und wiederzubeleben. Wir regen zusätzlich zu den 

„Rettungsmaßnahmen“ an, „flussaufwärts“ Brücken und Geländer zu bauen um zu verhindern, 

dass Menschen in den Fluss fallen und das Schwimmen zu lehren, um das rettende Ufer aus 

eigener Kraft zu erreichen.  

Mit unserem Motto „Wissen stiften“ wollen wir die kommunalen Akteure*innen dabei unterstüt-

zen, die Gesunde Kommune mittel- und langfristig zu verwirklichen. Die Gesundheit der Be-

völkerung (öffentliche Gesundheit) ist für uns ein zentrales kommunales Politikfeld, das im 

Zentrum kommunaler Umsetzungsstrategien stehen sollte. Diese Auffassung wird auch ge-

nährt durch die Erkenntnis, dass Gesundheit eine wesentliche Bedingung, ein befähigender 
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Prozess und ein Ergebnis der 17 UN-Nachhaltigkeitsziele ist, denen sich die Bundesregierung 

verpflichtet fühlt.  

 

Vor welchem gesellschaftlichen Hintergrund schreiben wir das Papier? 

Moderne Gesellschaften stehen vor großen Herausforderungen, die zeitlich koinzidieren. Jede 

Herausforderung hat für sich genommen ein disruptives Potential, das die Lebensgewohnhei-

ten massiv beeinflussen und verändern wird. Die deutsche Gesellschaft altert (demografische 

Entwicklung), damit nehmen altersassoziierte und chronische Erkrankungen zu. Der Klima-

wandel bedroht vor allem mit Extremwetterlagen (u.a. Hitze, Stürme, Starkregen) vulnerable 

Gruppen der Bevölkerung und führt zu einer gesteigerten „Übersterblichkeit“ während som-

merlicher Hitzeperioden. Energieerzeugung und Mobilität müssen wegen steigender Schad-

stoffemission, die ebenfalls vulnerable Gruppen (Kinder, alte Menschen) am stärksten trifft, 

stärker als bisher auf Umweltverträglichkeit und Nachhaltigkeit ausgerichtet werden. Digitali-

sierung wird die Versorgung und die Prävention mit anderen Formaten anreichern und hat 

eigene Risiken (z.B. Datenschutz). Die Urbanisierung regt die Suche nach der Stadt der Zu-

kunft an (mehr grün, mehr blau, mehr Nachbarschaft etc.).  

Wie und mit welcher Intensität sich die komplexen Transformationsprozesse auf die öffentliche 

Gesundheit (Public Health) auswirken, ist (unvermeidlich) unsicher und unvorhersehbar. Si-

cher ist nur, dass sie sich auswirken werden. Kommunen sollten Vorsorge treffen, in dem sie 

sich zu einer resilienten (robusten) und nachhaltigen sozialen Gemeinschaft entwickeln. Damit 

ist zum einen die gesundheitliche Chancengleichheit bislang benachteiligter Gruppen berührt 

und so zu handeln ist zum anderen ökologisch und ökonomisch vernünftig. 

Komplexe Transformationsprozesse sind von einem gesellschaftlichen Teilsystem (z.B. So-

zial- und/oder Gesundheitswesen) nicht alleine zu beherrschen oder gar so zu steuern, dass 

negative Wirkungen reduziert werden. Um Gesundheit und Wohlbefinden nicht nur zu erhal-

ten, sondern noch zu steigern, müssen gesellschaftliche Teilsysteme stattdessen koalieren 

und kooperieren.  
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2 Welche Verlautbarungen und Ansätze liegen vor? 

In Baden-Württemberg sind gesundheitliche Zielsetzungen und die dafür tauglichen Strukturen 

durch Initiativen des Landes (gemeinsam mit den Sozialversicherungsträgern, weiteren rele-

vanten Akteuren der Gesundheitsförderung und Prävention) in den vergangenen Jahren 

schrittweise entwickelt und inhaltlich an weltweite Programmatiken und Entwicklungen (vor-

nehmlich die WHO Ottawa Charta zur Gesundheitsförderung aus dem Jahr 1986) ausgerichtet 

worden: Landesgesundheitsgesetz, Novellierung des Gesundheitsdienstgesetzes, Verzah-

nung mit der Wissenschaft durch Gründung eines Lehrstuhls für öffentliches Gesundheitswe-

sen und Versorgungsforschung an der Universität Tübingen, Definition von Landesgesund-

heitszielen, -strategien, Leitbildern und Projektförderungen. Sie verfolgen das Ziel, Prävention 

und Gesundheitsförderung als wesentliche Säule neben der Versorgung zu etablieren und die 

Akteure*innen zu vernetzen (siehe Roller & Wuthe, 2020). 

Die Überlegungen im vorliegenden Papier sind an Dokumente und Initiativen des Landes Ba-

den-Württemberg anschlussfähig. So etwa an die Gesundheitsstrategie Baden-Württemberg 

„Gesundheit in allen Lebensbereichen“, an das Gesundheitsleitbild Baden-Württemberg und 

an das Handbuch zur kommunalen Gesundheitsförderung. Mit expliziter Ausrichtung auf die 

Kommunen wurde die Gesundheitsplanung als Kernaufgabe des Öffentlichen Gesundheits-

dienstes in das Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst in Baden-Württemberg auf-

genommen, Kommunale Gesundheitskonferenzen wurden eingerichtet und in die Aufgabe 

eingebunden und im Landesgesundheitsgesetz und der LRV Baden-Württemberg1 explizit be-

nannt. Mit der Landesstrategie „Quartier 2020 – Gemeinsam. Gestalten.“, die Aktivitäten in 

Stadtquartieren fördert, existiert ein Landesprogramm, das sich in den Grundzügen bereits 

dazu eignet, einen integrierten Ansatz von Gesundheitsförderung in der Kommune umzuset-

zen.  

Trotz der Bemühungen, Verlautbarungen und Ansätze wird nach Einschätzung der Stiftung für 

gesundheitliche Prävention die Kommune vor Ort meistens als Sozialraum für verhaltensori-

entierte Appelle und Maßnahmen genutzt. Seit einiger Zeit kommt zu den Appellen ein „sanftes 

anstupsen“ (nudging), um Menschen auf den Pfad des gesunden Verhaltens (z.B. Bewegung 

im Alltag) zu lenken (u.a. Hertwig & Grüne-Xanoff, 2017).  

Integrierte partizipative Ansätze zur kommunalen Entwicklung und Befähigung – wie sie im 

Folgenden beschrieben werden und wie sie vor dem Hintergrund der Großen Gesellschaftli-

chen Transformationsprozesse geboten wären – sind demgegenüber selten erkennbar.  

  

                                                

1 Landesrahmenvereinbarung zur Umsetzung der nationalen Präventionsstrategie gemäß § 20fSGB V im Land Baden-Württemberg (LRV Baden-
Württemberg) 
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3 Was ist eine gesundheitsförderliche Stadt- und Gemeindeent-

wicklung? 

Kommunale Gesundheitsförderung – in dem hier präzisierten Verständnis – ist anspruchsvoll. 

Sie ist mehr als eine Strategie, die den Sozialraum nutzt, um an die Vernunft aller Bewoh-

ner*innen (universelle Prävention), an ausgewählte (selektive Prävention) oder an bereits ge-

sundheitlich belastete Gruppen von Bewohnern*innen (indizierte Prävention) zu appellieren, 

ihr Verhalten zu ändern. Wir nennen die verhaltensorientierte Strategie, angelehnt an Boutil-

lier, Cleverly und Labonte (2000), Gesundheitsförderung in der Kommune. Auch diese Strate-

gie ist von Nutzen für die öffentliche Gesundheit (Public Health). Allerdings ernüchtern die 

Befunde, wenn man beispielsweise die Prävalenzen von Übergewicht, Adipositas und in des-

sen Folge, des Diabetes Mellitus Typ 2 betrachtet, die trotz aller Kampagnen und Bemühungen 

zunehmen. 

Wir ermuntern zu einer Strategie der Gesundheitsförderung mit der Kommune. 

Gesundheitsförderung mit der Kommune will Kommunen zu sozialen Gemeinschaf-

ten entwickeln. Sie will kommunale Akteure befähigen, in einem systematischen und 

partizipativen Vorgehen die Gesundheit der Bewohner*innen zu sichern und zu för-

dern. Sie richtet das Augenmerk auf die Lebensbedingungen, auf die natürliche, bau-

lich-technische und soziale Umwelt. Sie setzt Gesundheit auf die Agenda aller politi-

schen und administrativen Entscheidungen, bezieht alle Ressorts ein und wirkt mit zi-

vilgesellschaftlichen Akteuren gemeinsam. Sie erfolgt integriert. 

3.1 Was soll erreicht werden? 

Bewohner*innen einer Kommune empfinden im Idealfall Zugehörigkeit zu ihrer Kommune. Sie 

verstehen sich als soziale Gemeinschaft. Sie befriedigen so ein grundlegendes Bedürfnis ihres 

Wohlbefindens. Sie teilen soziale Identität. Gesundheitsförderung mit der Kommune zielt auf 

die gesunde Kommune als soziale Gemeinschaft.  

Sie zielt auf die soziale Identität, die Organisationskultur und das Organisationsklima der Kom-

mune. Sie adressiert dazu die Strukturen und Prozesse der Kommune und die explizit formu-

lierten und implizit geltenden Werte und Einstellungen.2 Eine gesundheitsförderliche Kom-

mune ist im Ergebnis ein funktionierendes Gemeinwesen (siehe dazu die Sozialkapitaldebatte 

beispielsweise bei Braun, 2002). Wir nennen Sie eine gesunde Kommune. 

Die Bewohner*innen einer gesunden Kommune leben in einer intakten sozialen, restaurativ 

natürlichen, nach menschlichem Maßstab gebauten und technisch unterstützenden Umwelt. 

Die ökonomischen und Mobilitätspraktiken sind ressourcenschonend und nachhaltig organi-

siert. Einer gesundheitsförderlichen Kommune ist das soziale Kapital mindestens gleichge-

wichtig zum ökonomischen Kapital.  

                                                

2 Im Gedanken der caring communities, der sorgenden Gemeinschaften, der im Kontext der Behindertenpädagogik und der Gerontologie entwi-
ckelt wurde, scheint dieser kommunale Entwicklungsaspekt noch stärker auf (siehe dazu z.B. Schablon, 2007).  
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Es gilt, das Vertrauen in die öffentlichen Institutionen und in das soziale Miteinander zu stär-

ken. Das hat Folgen für nachbarschaftliche Hilfen und zivilgesellschaftliches Engagement. Ge-

rade in der aktuell bedrohlichen SARS-Cov-2 Pandemie erleben wir eindrücklich, dass eine 

intakte soziale Gemeinschaft zentral ist wegen des solidarischen Handelns und der Hilfeleis-

tungen für vulnerable Gruppen. Beides, solidarisches Handeln und Hilfeleistung sind in der 

Krise unabdingbar. Die Pandemie weist mit Wucht daraufhin, wie ein „seltenes“ Ereignis das 

„normale“ Leben (arbeiten, wirtschaften, bilden etc.) irritiert und „einfriert“ und Staat und Ge-

sellschaft zu massiven Anpassungsleistungen zwingt. Menschen leben vor Ort, in den Kom-

munen – dort müssen die Anpassungen stattfinden. 

3.2 Was bedeutet das für die Zielverfolgung?  

Kommunale Gesundheitsförderung ist mit dem hier formulierten ambitionierten Ziel eine hoch 

komplexe Aufgabe. Eine gesundheitsförderliche Stadt- und Gemeindeentwicklung setzt Ge-

sundheit, Wohlbefinden und Lebensqualität ihrer Bürger*innen auf die Agenda des täglichen 

politischen und administrativen Entscheidens und Handelns. Sie richtet ihr Management stra-

tegisch auf dieses Politikfeld aus. Damit das gelingt, muss kommunale Politik und Verwaltung 

politikfeld- und fachbereichsübergreifend mit ortsansässigen, regionalen und zivilgesellschaft-

lichen Akteuren*innen und Entscheidungstragenden zusammenarbeiten (vgl. Ehlen et al., 

2018).  

Das benötigt ein integriertes, statt eines „versäulten“ Denkens und Handelns: Gesundheit zu 

erhalten und zu fördern ist eine Querschnittsaufgabe aller Ressorts (z.B. Bau, Verkehr, Ord-

nung, Soziales etc.; siehe auch Merkt-Kube, Müller & Schmider, 2020). Gefordert ist eine Stra-

tegie, die Gesundheit und Wohlbefinden während aller Lebensphasen (z.B. Kindheit, Jugend, 

Alter etc.) und in allen kommunalen Lebenswelten (z.B. Kindergarten, Schule, Wohnquartier 

etc.) erhält und fördert (vgl. Böhme & Reimann, 2018). Ein integriertes Vorgehen vernetzt Ver-

waltungsressorts untereinander und diese mit den lokalen Akteuren*innen der Zivilgesellschaft 

(z.B. Vereine, Selbsthilfegruppen) und den Bewohnern*innen (vgl. Bogumil & Seuberlich, 

2017). Kommunale Gesundheitskonferenzen sind ein wirksames Instrument der lokalen Ver-

netzung und Partizipation (siehe dazu den Bericht der Projektgruppe Kommunale Gesund-

heitskonferenzen 2010). 

Im integrierten Vorgehen werden Bewohner*innen aktiv an Entscheidungen beteiligt (vgl. Im-

merfall, Loss & Simshäuser, 2018; Wright, 2010). Dazu sind Strukturen wie Runde Tische, 

Kommunale Konferenzen oder Gesundheitszirkel geeignet (siehe u.a. das Gesunde-Städte-

Netzwerk der Bundesrepublik Deutschland, 2013; Nationale Präventionskonferenz, 2016).  

Die Komplexität des Unterfangens verlangt neben partizipativen Strukturen auch ein systema-

tisches und geplantes Vorgehen zur Umsetzung der Strategie (vgl. Schlicht & Zinsmeister, 

2015), um die Unsicherheit und Unvorhersehbarkeit komplexer Kontexte beherrschbar zu ge-

stalten.  
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Der Prozess der kommunalen Entwicklung beginnt mit der Bereitschaft der kommunalen Ent-

scheidungsträger*innen, die Gesundheit der Bewohner*innen neben der typischen kommuna-

len Daseinsvorsorge und Wirtschaftsförderung in die strategische Zielsetzung aufzunehmen 

und auf die operative Agenda der Kommune zu setzen.  

In einem ersten Schritt werden die Ziele definiert, die Bedarfe (z.B. hohe Inzidenzen von Über-

gewicht und Fettleibigkeit bei Kindern oder auffällig hohe Feinstaubwerte etc.) und Ressourcen 

(assets; z.B. vorhandene Angebote, Naherholungsflächen etc.) für die Gesundheit ermittelt. 

Daraus entsteht ein kommunaler Gesundheitsbericht, der die Stärken und Schwächen der 

Kommune nachzeichnet. Auf der Bedarfs- und Asset-Analyse aufbauend, wird ein Wirkmodell 

(logisches Modell als Programm- oder lokale Theorie) formuliert. Darauf gründend wird ein 

Maßnahmenplan erstellt, der dann schrittweise umgesetzt wird. Ein Monitoring stellt sicher, 

dass Arbeitsabläufe und Prozesse sich ändernden Ausgangsbedingungen angepasst und die 

beabsichtigten Wirkungen erreicht werden. Für die Weiterentwicklung ist eine Prozess-Evalu-

ation, eine Feststellung der Wirkungen und eine Bewertung des Vorgehens notwendig. Das 

gesamte Vorgehen folgt damit den typischen Elementen eines Planungs- oder Deming-

(PDCA-)Zyklus, in den Gesundheitswissenschaften auch in leicht abgewandelter Form als 

Public Health Action Cycle bekannt.   

Diese Systematik ist den Akteuren in Politik und Verwaltung der Kommunen nicht neu. Das 

Vorgehen – meist aber in anderen Politikfeldern und mit Ausrichtung auf andere Policies – 

ähnelt den Ansätzen des kommunalen strategischen Managements (z.B. im Ansatz des 

Schmalenbach-Arbeitskreises oder der Bertelsmann-Stiftung; siehe u.a. Schedler & Siegel, 

2004). 
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4 Welche übergeordnete Absicht (impact) verfolgt Gesundheitsför-

derung mit der Kommune? 

Das übergeordnete Ziel der Gesundheitsförderung mit der Kommune ist die Entwicklung und 

Befähigung der Kommune zu einer gesunden Kommune. Das ist ein erläuterungsbedürftiges 

Konstrukt.  

Gesundheit ist mehrdimensional und relational (vgl. Richter & Hurrelmann, 2015). Auf der in-

dividuellen Ebene werden somatische, psychische, soziale, funktionale und subjektive Dimen-

sionen der Gesundheit unterschieden. Im Alter ist Gesundheit anders als in der Jugend. Ge-

sundheit von Frauen ist anders als jene von Männern usw. Sämtliche Dimensionen der indivi-

duellen Gesundheit sind in ihrer Ausprägung multi-faktoriell bedingt. Die Lebenslage und die 

Lebensweise beeinflussen den aktuellen Zustand und den Prozess. Auch die Zugehörigkeit 

oder das „Eingebundensein“ (belonging) in ein soziales Netz, die Arbeitsbedingungen und die 

sozioökonomische, kulturelle und physische Umwelt beeinflussen Gesundheit.  

Wir zielen hier auf die Gesunde Kommune als dem übergeordneten Ziel der Gesundheitsför-

derung mit der Kommune. Angelehnt an die Definition der WHO, die individuelle Gesundheit 

„als Zustand des kompletten physischen, seelischen und sozialen Wohlbefindens“ gefasst hat, 

zeigt sich die Gesunde Kommune in der kompletten, ungestörten Funktionstüchtigkeit aller 

formalen und informellen kommunalen Entscheidungen und Prozesse, die auf die Gesundheit 

und das Wohlergehen der Bewohner*innen ausgerichtet sind (vgl. Xenidis & Theocharous, 

2014 für die organisationale Gesundheit). Diesen Idealzustand bezeichnen wir auch als resili-

ente oder robuste Kommune. 

Gesundheitsförderung mit der Kommune zielt auch auf das gesundheitsrelevante Wissen, die 

Kompetenzen, die Einstellungen und das Verhalten der Bewohner*innen. Sie zielt vor allem 

aber auf soziale, ökologische – und wo immer auch in der Verantwortung der kommunalen 

Akteure – auf ökonomische Bedingungen. Die Bedingungen sollen so verändert werden, dass 

sie positiv auf die individuelle Gesundheit wirken. Sie sollen gesundes Verhalten erleichtern. 

Veränderungen der natürlichen (z. B. Erweiterung von Grünflächen), der physischen (z. B. 

Erweiterung der Radwege) oder der sozialen Umwelt (z. B. Förderung nachbarschaftlicher 

Netzwerke) sind nachhaltiger als Appelle an die Vernunft. Der ökonomische Impact verhältnis-

präventiver Maßnahmen – gemessen anhand von QALYs3 (quality-adjusted life years = quali-

tätskorrigierte Lebensjahre) – verglichen mit verhaltenspräventiven und klinischen Maßnah-

men ist nahezu dreifach höher (z.B. Chokshi & Farley, 2012).  

Eine gesundheitsförderliche Stadt- und Gemeindeentwicklung zielt also sowohl auf die Ver-

besserung gesundheitsförderlicher Lebensbedingungen, auf funktionierende Prozesse, das 

                                                

3 Qualitätskorrigierte Lebensjahre (QUALYs) werden in der medizinischen und gesundheitswissenschaftlichen Forschung verwendet, um den 
Nutzen von therapeutischen und präventiven Interventionen zu bewerten. Der Vorteil dieser Schätzmethode liegt darin, dass die Lebenserwar-
tung verbunden mit der Lebensqualität (Q) in einer Messgröße vorliegt. Dazu schätzt eine Person ihre Lebensqualität (Q) mit einem Wert zwi-
schen null und eins. Diese Schätzgröße wird dann mit der Lebenszeit (T) der Person multipliziert, die durch die Maßnahme hinzugewonnen 
wurde. „Ein Beispiel: Verlängert sich die Restlebenszeit (T) einer Person durch eine präventive Maßnahme um zwei Jahre und beurteilt die 
Person ihre gesundheitliche Lebensqualität (L) auf einer Skala von 0 bis 1 mit 0,6, so bedingt die präventive Maßnahme ein QALY von 1,2.“ 
(vgl. Meißner, 2010).  
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Anstupsen (nudging) gesundheitsförderlichen Verhaltens, als auch auf das Empowerment4 

sowohl der Bürger*innen einer Kommune (boosting), als auch der kommunalen und zivilge-

sellschaftlichen Akteure (z.B. in Vereinen, Selbsthilfegruppen etc.). Alle sollen ertüchtigt wer-

den, sich gesund zu verhalten respektive andere gesund zu erhalten (Geene et al., 2019).  

Beispielhafte Teilziele der Gesundheitsförderung mit der Kommune sind in der folgenden Auf-

zählung gelistet.  

Beispiele möglicher Elemente gesundheitsförderlicher Stadt- und Gemeindeentwick-

lung (vgl. Böhme, Göttlein & Reimann, 2014; Bucksch & Claßen, 2012; Schlicht, 2018)  

 Erhöhung der sozialen Teilhabe (bislang) segregierter Gruppen 

 Stärkung des sozialen Miteinanders und von sozialer Unterstützung 

 Befähigung der Bewohner*innen, sich für gesundes Verhalten zu entscheiden (boos-

tern) 

 Attraktive, lebenswerte und umweltgerechte Gestaltung von öffentlichen Räumen 

 Verbesserung des Stadtklimas, der Luftreinheit und des Lärmschutzes 

 Stärkung der Resilienz der Kommune gegenüber Umweltstress (z.B. Hitze) 

 Erhöhung des bürgerschaftlichen Engagements 

Kommunale Gesundheitsförderung erreicht solche Ziele. Auch wenn die statistischen Effekte 

einer konkreten Intervention oft eher klein sind, so ist der Public Health Impact5 in der Regel 

dennoch bedeutsam (siehe u.a. Doyle, Ward & Early, 2019).  

4.1 Wie gelingt es, kommunale Gesundheitsförderung wirksam zu gestalten? 

Für die Wirksamkeit einer kommunalen Gesundheitsstrategie ist entscheidend, dass sich kom-

munale Verwaltungseinheiten untereinander und mit zivilgesellschaftlichen Akteuren vernet-

zen. Im Idealfall entstehen Koalitionen. Koalitionäre bündeln ihre Ressourcen, um das ge-

meinsame Ziel, im Lichte der vorhandenen Bedarfe und Stärken (Assets), mit höherer Wirk-

samkeit und Effizienz zu erreichen (zur community coalition building siehe u.a. Butterfoss, 

Goodman& Wandersman, 1993 und zur Wirksamkeit von Koalitionen siehe u.a. Hope Corbin, 

Jones & Barry, 2018). 

Als Orientierung der Gesundheitsförderung mit der Kommune gelten zum einen der Leitsatz 

health in all policies und zum anderen die whole-of-government und -society approaches der 

Weltgesundheitsorganisation. Kommunale Gesundheitsförderung ist demnach eine gesamt-

gesellschaftliche Aufgabe. Sie wird in einem komplexen Prozess gestaltet (Geene et al., 2019), 

für den es – ob seiner Komplexität – keine Blaupause (best practice) gibt, die von Kommune 

A auf B passend übertragbar wäre. Der Wirtschafts-, Gesundheits-, Bildungs-, Energie-, Sport-

, Verkehrs- und Umweltsektor, die Stadtplanung, das Finanzresort und wichtige Stakeholder, 

                                                

4 „Empowerment beschreibt Prozesse von Personen oder Gruppen, die diese befähigen, selbsttätig und selbstbestimmt ihr Leben und ihre sozi-

ale Lebenswelt (mit) zu gestalten. Durch den Empowerment-Ansatz sollen Personen beziehungsweise Gruppen ermutigt werden, ihre eigenen 
(vielfach verschütteten) persönlichen und sozialen Ressourcen sowie ihre Fähigkeiten zur Beteiligung zu entdecken, weiter zu entwickeln und in 
praktische Handlungsstrategien zu überführen, um Kontrolle über die Gestaltung der eigenen sozialen Lebenswelt (wieder) zu gewinnen.“ (Mei-
erjürgen & Warnke, 2018, S. 142). 

5 Zum Public Health Imapct Assessment siehe u.a.: https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attach-
ment_data/file/216003/dh_120108.pdf; letzter Zugriff 30.12.2019 

https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/216003/dh_120108.pdf
https://assets.publishing.service.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/216003/dh_120108.pdf
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einschließlich einzelner Personen und Organisationen, wie Kirchen, Vereine, Selbsthilfegrup-

pen, die Sozialversicherungsträger und weitere Akteure und Organisationen arbeiten gemein-

sam daran, die kommunale Gesundheitsstrategie umzusetzen. 

 

4.2 Gibt es Kernelemente einer wirksamen gesundheitsförderlichen Stadt- 

und Gemeindeentwicklung? 

Auch wenn es keine Blaupause gibt, so existieren dennoch miteinander verknüpfte Kernele-

mente des hier angeregten Ansatzes: 

Eine kommunale Gesundheitsstrategie und ein integriertes Vorgehen, die sich aus den 

Elementen speisen: 

o Koalitionsbildung und (echte) Partizipation der kommunalen Akteure, Stakehol-

der und Betroffenen  

o systematisches Vorgehen entlang eines Management-Zyklus mit Analyse, Pla-

nung, Umsetzung, Monitoring und Evaluation. 
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5 Gibt es beispielhafte Interventionen,  

die auf die Gesunde Kommune gerichtet sind? 

Wie oben bereits angemerkt, erweisen sich verhältnisbezogene Interventionen in Kommunen 

als wirksamer als Interventionen, die an das Verhalten appellieren. Dazu hier noch einige bei-

spielhafte Andeutungen. Verhältnisbezogene Interventionen betreffen die Stadtnatur (z. B. 

Grünflächen und Gewässer), die Infrastruktur (z. B. Verkehrsnetz und Dienstleistungen) und 

die sozialen Netzwerke (z. B. der Nachbarschaft).  

Die umweltgerechte Gestaltung von Quartieren unterstützt sozial benachteiligte Menschen in 

ihrem Streben nach einem gesunden Leben, da sie als vulnerable Gruppe im höheren Maße 

Umweltbelastungen (Lärm, Luftschadstoffe etc.) ausgesetzt sind. Oftmals haben sie auch nur 

eingeschränkten Zugang zu Umweltressourcen wie Naherholungsgebiete (Böhme, Göttlein & 

Reimann, 2014; Claßen et al., 2012).  

Abschließend noch einige Beispiele und erläuternde Bemerkungen 

Infrastruktur. Situative Anreize motivieren zu gesundheitlich riskantem oder protektivem Ver-

halten. In einem Quartier mit leichter Erreichbarkeit von Fast-Food-Restaurants und wenig Le-

bensmittelgeschäften fällt es Menschen schwerer, sich gesund zu ernähren; wo viele Zigaret-

tenautomaten zu finden sind, wird häufiger geraucht; wo der öffentliche Personennahverkehr 

schlecht ausgebaut ist und keine Einrichtungen des täglichen Bedarfs im Wohnumfeld zu fin-

den sind, wird mehr Auto gefahren und weniger zu Fuß gegangen. Durch eine gesundheits-

orientierte Raum- und Infrastrukturplanung können das Wohnumfeld dagegen attraktiv und 

lebenswert gestaltet und die Gesundheit der Bewohner*innen durch mehr Bewegung gefördert 

werden. Bislang inaktive Menschen und bereits aktive Personen lassen sich zu einem höheren 

Ausmaß motivieren, ihren Alltag körperlich aktiv zu gestalten (z. B. Zufußgehen; Rad fahren), 

wenn Fuß- und Radwege und der ÖPNV gut ausgebaut sind. Sind Arbeitsplätze wohnortnah 

erreichbar, fördert auch dies den Fuß- und Radverkehr und steigert das Volumen der körper-

lichen Aktivität (Bucksch & Claßen, 2012). Vulnerable Gruppen wie Kinder und ältere Men-

schen profitieren von barriere-reduzierten Verkehrswegen (z. B. abgesenkte Bordsteine zwi-

schen Gehweg und Straße, Zugang zu öffentlichen Toiletten, eindeutige Trennung der ver-

schiedenen Verkehrsarten), verbesserter Orientierung im Raum (z. B. Beschilderung und Be-

leuchtung) und mehr Sicherheit (z. B. Ausleuchtung dunkler, nicht-einsehbarer Gassen) (Fehr 

& Hornberg, 2018; Schlicht, 2017; WHO, 2016). Lebenswerte und gesunde Quartiere erleich-

tern den Zugang zu Geschäften, Dienstleistungen, Behörden und Bildungseinrichtungen.  

Kommunale Natur. Urbane Grünräume (Stadtgrün) wie Parks, Grünanlagen, Baum- und Pflan-

zenzüge und städtische Gewässer (Stadtblau) wie Bäche, Seen und Teiche wirken positiv auf 

das Stadtklima, die Luftreinheit, den Lärmschutz und auf diesem Wege auf das körperliche, 

soziale und psychische Wohlbefinden der Bewohner*innen (Abraham et al., 2007; Claßen, 

2018; Kistemann, 2018; Schlicht, 2017; South et al., 2018). So tragen Laubbäume durch Be-

schattung und die höhere Luftfeuchtigkeit unter den Baumkronen bei Hitze zur Kühlung von 

Städten bei. Auch innerstädtische Gewässer haben einen kühlenden Effekt auf die Umge-
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bungstemperatur. Wasserflächen und Parkanlagen dämpfen zudem den Verkehrslärm. Be-

wohner*innen empfinden die an Gewässern und in Grünanlagen vorhandenen Geräusche ins-

besondere von Singvögeln als wohltuend. Menschen bevorzugen Landschaften mit Wasser. 

Grünanlagen bedingen einen restaurativen, „therapeutischen“ Effekt. Haben die Bürger*innen 

Zugang zu Grünflächen, wirkt sich das positiv auf ihr Wohlbefinden und ihre Lebensqualität 

aus (Astell-Burt & Feng, 2019), Stress sowie Symptome von Angst und Depressionen werden 

gemindert (Schlicht, 2018b). In ihrer Studie können zum Beispiel Roe und Aspinall (2011) zei-

gen, dass ein „Spaziergang im Grünen“ Stresszustände in höherem Maße mindert, als ein 

Spaziergang im bebauten Gebiet. In einer weiteren Studie, von Kardan et al. (2015), wurde 

das Ausmaß der Bedeckung von Quartieren mit Vegetation verglichen. Bei zehn Bäumen mehr 

pro Fläche im Quartier stieg die subjektive Gesundheit auf ein Niveau, als gehörten die Be-

wohner*innen zu einer sieben Jahre jüngeren Altersgruppe. Städtische Grün- und Blauflächen 

können zudem bedeutende soziale Begegnungsorte sein. Sie tragen zum sozialen Zusam-

menhalt bei und können sogar Kriminalität reduzieren (Claßen, 2018).  

Kommunale Begegnung und Teilhabe. Nachbarschaften können sozial unterstützen. Das gilt 

insbesondere für ältere Bewohner*innen. In sozial benachteiligten Quartieren fehlt es dagegen 

meist an tragfähigen, unterstützenden sozialen Netzwerken. Durch öffentliche Begegnung-

sorte können soziale Netzwerke und Kontakte zwischen Nachbar*innen gefördert werden 

(BZgA, 2009). Fühlen sich Bewohner*innen der Nachbarschaft zugehörig und können sich mit 

dieser identifizieren, wirkt sich dies positiv auf deren Gesundheit und Wohlbefinden aus 

(Oswald & Konopik, 2015).  

Klimaresilienz. Eine der großen Herausforderungen, mit denen sich Kommunen bereits heute 

und in Zukunft stärker konfrontiert sehen, ist die Klimaveränderung, die sich in unseren Breiten 

vor allem in den Sommermonaten mit Hitze und Starkregenfällen zeigt. Hitze betrifft die Be-

wohner*innen von Städten stärker als die Bewohner*innen ländlicher Gemeinden. Sie trifft 

aber hier wie dort vor allem vulnerable Gruppen (Kinder, alte Menschen). Hitze ist eine erhöhte 

akute Gesundheitsgefahr, die zu einem Anstieg der Exzess-Mortalität führt. Hiergegen können 

sich Kommunen mit Hitze-Alarm-Plänen und baulichen Maßnahmen (Dachbegrünung, Be-

schattung, Albedo-Oberflächen etc.) wappnen (siehe dazu das Schwerpunktheft 1/2020 von 

ProAlter). 
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